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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal), Ruhnke, 
Margulies, Dr. Erbrachter und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung der Gewerbeordnung und Ergänzung des Bürgerlichen Gesetzbuchs 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- j 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Die Gewerbeordnung wird wie folgt geändert: 

1. § 16 erhält folgende Fassung: 

„§ 16 

(1) Zur Errichtung von Anlagen, welche durch 
die örtliche Lage oder die Beschaffenheit der Be- 
triebsstätte für die Besitzer oder Bewohner der 
benachbarten Grundstücke oder für das Publikum 
überhaupt erhebliche Nachteile, Gefahren oder 
Belästigungen herbeiführen können, ist die 
Genehmigung der nach den Landesgesetzen zu- 
ständigen Behörde erforderlich. Das gilt nicht 
für Anlagen, die Teile von Anlagen sind, für die 
eine auf § 24 beruhende Erlaubnis erforderlich 
ist. 

(2) Absatz 1 gilt auch für Anlagen des Berg- 
wesens und für Anlagen, die nichtgewerblichen 
Zwecken dienen, sofern sie im Rahmen wirt- 
schaftlicher Unternehmungen Verwendung fin- 
den. 

(3) Anlagen, die errichtet worden sind, bevor 
sie der Genehmigung nach den Absätzen 1 und 
2 bedurften, und vor dem 23. Mai 1949 errichtete 
genehmigungspflichtige Anlagen, für die Geneh- 
migungsurkunden nicht vorgelegt werden kön- 
nen, sind der zuständigen Behörde bis zum 
31. Dezember 1959 anzumelden. Die Länder be- 
stimmen die zuständigen Behörden und regeln 
das Anmeldeverfahren. 

(4) Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung bestimmt im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft mit Zustimmung 
des Bundesrates durch Rechtsverordnung die 
Anlagen, die unter Absatz 1 fallen, und durch 


allgemeine Verwaltungsvorschriften (technische 
Grundsätze), welche technischen Anforderungen 
an die unter die Absätze 1 bis 3 fallenden An- 
lagen zur Verhütung von Nachteilen, Gefahren 
oder Belästigungen einzuhalten sind." 

2. § 25 erhält folgende Fassung: 

„§ 25 

(1) Die Genehmigung zu einer unter § 16 fal- 
lenden oder die Erlaubnis zu einer in § 24 be- 
zeichneten Anlage bleibt so lange in Kraft, als 
keine Änderung in der Lage oder Beschaffenheit 
der Betriebsstätte vorgenommen wird, und be- 
darf unter dieser Voraussetzung auch dann, 
wenn die Anlage an einen neuen Erwerber 
übergeht, einer Erneuerung nicht. Wenn eine 
Veränderung der Betriebsstätte vorgenommen 
wird, ist bei einer unter § 16 fallenden Anlage 
die Genehmigung der zuständigen Behörde nach 
Maßgabe der §§ 17 bis 23 notwendig. Eine gleiche 
Genehmigung ist erforderlich bei wesentlichen 
Veränderungen in dem Betrieb einer der unter 
§ 16 fallenden Anlagen. Die zuständige Behörde 
kann jedoch auf Antrag des Unternehmers von 
der Bekanntmachung (§ 17) Abstand nehmen, 
wenn sie die Überzeugung gewinnt, daß die 
beabsichtigte Veränderung für die Besitzer oder 
Bewohner benachbarter Grundstücke oder das 
Publikum überhaupt neue oder größere Nach- 
teile, Gefahren oder Belästigungen, als mit 
der vorhandenen Anlage verbunden sind, nicht 
herbeiführen wird. 

(2) Die zuständige Aufsichtsbehörde kann von 
dem Unternehmer verlangen, daß nach der Er- 
richtung oder einer Änderung einer im § 16 ge- 
nannten Anlage und dann nach Ablauf von je- 
weils fünf Jahren Art und Ausmaß von Rauch, 
Ruß, Staub, Gasen, Dämpfen, Gerüchen, Erschüt- 
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terungen und Geräuschen von einer durch die 
obersten Landesbehörden bestimmten Stelle fest- 
gestellt werden. Die Aufsichtsbehörde kann 
Messungen auch vor dem Ablauf von fünf Jah- 
ren anordnen, wenn erhebliche Nachteile, Ge- 
fahren oder Belästigungen für das Publikum 
festgestellt werden. Von Messungen einer an- 
erkannten Stelle kann abgesehen werden, wenn 
die Feststellungen laufend durch fest eingebaute 
Meßgeräte in nachweislich einwandfreier Weise 
getroffen werden. Die Kosten für die Messungen 
an der Anlage, im Betrieb und auf dem Betriebs- 
gelände trägt der Unternehmer; weitergehende 
Kosten trägt der Unternehmer nur dann, wenn 
die Messungen zu Anordnungen oder Maßnah- 
men der Behörde gegen ihn geführt haben. 

(3) Ergibt sich nach der Genehmigung einer 
unter § 16 fallenden Anlage, daß das Publikum 
vor Gefahren, Nachteilen oder Belästigungen 
nicht ausreichend geschützt ist, so können von 
der Genehmigungsbehörde zusätzliche Anord- 
nungen getroffen werden, wenn die zuständige 
Aufsichtsbehörde es für erforderlich hält. Das 
gilt auch für die unter § 16 Abs. 3 fallenden An- 
lagen. Die Anordnungen müssen nach dem je- 
weiligen Stand der Technik erfüllbar und wirt- 
schaftlich vertretbar sein. Das Verfahren nach 
den §§ 17 bis 23 findet Anwendung. Die An- 
ordnungen müssen sich im Rahmen der techni- 
schen Anforderungen (§16 Abs. 4) halten. 

(4) Absatz 2 und Absatz 3 Satz 1 und 3 finden 
auf die in § 24 bezeichneten Anlagen mit der 


Maßgabe Anwendung, daß die auf § 24 Abs. 1 
Nr. 2 beruhende Erlaubnis der Genehmigung 
nach § 16 gleichgestellt wird. 

3. In § 147 Abs. 1 Nr. 2 werden hinter dem Wort 
„vornimmt" die Worte „oder die Anmeldung 
nach § 16 Abs. 3 unterläßt;" angefügt. 

Artikel 2 

Das Bürgerliche Gesetzbuch wird wie folgt 
ergänzt: 

In § 906 wird nach Satz 1 folgender Satz einge- 
fügt: 

„Einwirkungen, die durch technisch erfüllbare 
und wirtschaftlich vertretbare Maßnahmen ver- 
hindert werden können, gelten nicht als ge- 
wöhnlich." 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen wurden oder werden, 
gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

Artikel 4 

Das Gesetz tritt am 1. März 1959, der durch 
Artikel 1 Nr. 1 neugefaßte § 16 Abs. 4 der Ge- 
werbeordnung und die Artikel 3 und 4 treten 
jedoch am Tage nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


A. Im allgemeinen 

Die wirtschaftliche, technische und soziale Entwick- 
lung der letzten Jahrzehnte hat Beeinträchtigungen, 
Nachteile, Gefahren oder Belästigungen durch 
Rauch, Ruß, Staub, Dämpfe, Gerüche, Erschütterun- 
gen und Geräusche nicht nur für die Nachbarschaft, 
sondern überhaupt für die Öffentlichkeit in großem 
Ausmaße mit sich gebracht. 

Die bestehenden gesetzlichen Regelungen reichen 
nicht aus, um diesen wirksam zu begegnen. Auch 
die öffentliche Meinung drängt auf eine schnelle 
Lösung. Nicht nur aus diesem Grunde, sondern auch 
unter rechtlichen und verwaltungsvereinfachenden 
Gesichtspunkten soll von einem neuen Spezialge- 
setz Abstand genommen und der Weg der Anpas- 
sung der bestehenden gesetzlichen Bestimmungen 
an die veränderten Verhältnisse beschritten wer- 
den. 

Die vordringlichen Änderungen betreffen Bestim- 
mungen öffentlich-rechtlicher und privatrechtlicher 
Natur. Da eine Trennung schlecht möglich ist, er- 
scheint die Aufnahme in einer Vorlage zweckmäßig. 

Wenn in dieser Vorlage keine neuen Regelungen 
hinsichtlich der Beeinträchtigungen, z. B. im Stra- 
ßenverkehr oder durch ionisierende Strahlen, vor- 
gesehen sind, so beruht das darauf, daß für diese 
Spezialgebiete Sonderregelungen bestehen (z. B. 
Straßenverkehrs-Zulassungsordnung) oder zu er- 
warten sind (z. B. Atomenergiegesetz und Strahlen- 
schutzverordnung) . 

B. Im einzelnen 
ZU ARTIKEL 1 

Vorschriften, die den oben dargelegten Zielen die- 
nen, befinden sich bereits in den §§16 bis 28 der 
Gewerbeordnung. Hier sind Anlagen, die die Nach- 
barschaft bzw. die Öffentlichkeit belästigen können, 
einer besonderen Genehmigung unterworfen. Es er- 
scheint zweckmäßig, hieran anzuknüpfen und die 
notwendigen Neuregelungen in sachlicher und for- 
meller Hinsicht hier einzufügen. 

Nr. 1 

§ 16 Abs. 1 GewO bleibt im ersten Satz unver- 
ändert. Die Einfügung des zweiten Satzes vermei- 
det für die im Katalog zu § 16 Abs. 4 (neu) aufzu- 
nehmenden Großfeuerungen, die oft Bestandteile 
von Dampfkesselanlagen sind (§ 24 GewO), eine 
zusätzliche Genehmigung. 

§16 Abs . 2 legt fest, daß auch neue Anlagen des 
Bergwesens erfaßt werden müssen, z. B. Kokereien 
und Halden. Der ausdrückliche Hinweis ist wegen 
des § 6 GewO notwendig. Der zweite Halbsatz ist 
abgestimmt auf § 24 Abs. 2 GewO und ermöglicht 
die Erfassung der nichtgewerblichen Betriebe, z. B. 
Müllverbrennungsanlagen. 


§16 Abs. 3 bestimmt, daß die bisher nicht genehmi- 
gungspflichtigen Anlagen erfaßt werden, um Unter- 
lagen für eventuell notwendige Maßnahmen zu 
schaffen. Außerdem sind in den Kriegs- und Nach- 
kriegsjahren in zahlreichen Fällen Genehmigungs- 
urkunden verlorengegangen und Anlagen nicht ord- 
nungsgemäß genehmigt worden. Auch diese Anla- 
gen müssen erfaßt werden. Bei solchen, die nach 
dem Inkrafttreten des Grundgesetzes am 23. Mai 
1949 errichtet wurden, ist davon auszugehen, daß 
eine Genehmigungsurkunde vorliegen muß, es sei 
denn, daß die Anlage ohne die erforderliche Geneh- 
migung errichtet worden ist. 

§16 Abs. 4 bringt aus Zweckmäßigkeits- und aus 
gesetzestechnischen Gründen die Herausnahme des 
umfangreichen Katalogs aus der GewO. Außerdem 
wird dadurch eine schnellere Anpassung des Kata- 
logs an die technische Entwicklung ermöglicht. Die 
weiterhin vorgesehenen einheitlichen technischen 
Grundsätze sind erforderlich, weil sonst die Gefahr 
einer ungleichen Behandlung der Beeinträchtigung 
und der Betriebe besteht. 

Nr. 2 

§ 25 Abs. 1 ist sachlich unverändert geblieben, le- 
diglich die Verweisungen auf den § 16 sind der 
Neufassung angepaßt worden. 

§ 25 Abs. 2 führt die Pflicht des Unternehmers ein, 
eine Überwachung der von seinem Betriebe aus- 
gehenden Emissionen zu dulden. Eine solche Über- 
wachung ist dringend notwendig, um die Wirksam- 
keit der Maßnahmen zum Schutze anderer zu über- 
prüfen und damit sicherzustellen. Es erscheint bil- 
lig, daß der Unternehmer die Kosten für die Mes- 
sungen trägt. Um willkürlichen Maßnahmen der 
Verwaltung vorzubeugen, ist die Kostenübernahme 
durch den Unternehmer weitgehend eingeschränkt. 
Das gilt sowohl für die Häufigkeit als auch den Um- 
fang der Messungen. 

§ 25 Abs. 3 ermöglicht zusätzliche Anordnungen 
nach der Genehmigung einer Anlage. Das ist not- 
wendig, da die Genehmigungsbehörden nur in sel- 
tenen Fällen die Auswirkungen für einen längeren 
Zeitraum voraussehen können. Um den Unterneh- 
mer vor unzumutbaren Auflagen zu schützen, sind 
Einschränkungen vorgesehen. Bei bisher nicht ge- 
nehmigungspflichtigen Anlagen stehen den erwei- 
terten Pflichten erweiterte Rechte (§ 26) gegenüber. 

§ 25 Abs. 4 stellt sicher, daß auch bei den in § 24 
bezeichneten Anlagen (z. B. Dampfkesselanlagen) 
Messungen vorgenommen und nachträgliche Anord- 
nungen getroffen werden können. 

Nr. 3 

§ 147 Abs. 1 Nr. 2 stellt in der neuen Fassung sicher, 
daß die Anmeldungen nach § 16 Abs. 3 vorgenom- 
men werden. 


3 



Drucksache 301 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


ZU ARTIKEL 2 

In den öffentlich-rechtlichen Bestimmungen des 
neuen § 25 Abs. 3 GewO wird der Grundsatz her- 
ausgestellt, daß die Anlagen so betrieben werden 
müssen, wie es nach dem jeweiligen Stand der Tech- 
nik erfüllbar und wirtschaftlich vertretbar ist. Mit 
der Einfügung des neuen Satzes 2 in den § 906 
BGB wird diesem Grundsatz auch auf privatrecht- 
lichem Gebiet Rechnung getragen. 

Es ist nicht zu rechtfertigen, daß ein Nachbar eines 
Grundstückes Einwirkungen hinnehmen muß, die 
durch technisch erfüllbare und wirtschaftlich vertret- 
bare Maßnahmen verhindert werden können. Die 
bisherigen Schwierigkeiten auf Grund der früheren 
Fassung des § 906 BGB dürften damit behoben sein. 

ZU ARTIKEL 3 

Dieser Artikel enthält die übliche Formulierung für 
die Geltung des Gesetzes im Land Berlin. 


ZU ARTIKEL 4 

Es ist notwendig, daß die Rechtsverordnung nach 
§ 16 Abs. 4 spätestens mit dem Inkrafttreten der 
übrigen Bestimmungen des Gesetzes in Kraft tritt, 
weil sonst für die unter § 16 fallenden Anlagen ein 
genehmigungsfreier Zeitraum eintreten würde. Dem 
trägt Artikel 4 dadurch Rechnung, daß er die Er- 
mächtigung zum Erlaß der Rechtsverordnung zu 
einem früheren Zeitpunkt in Kraft treten läßt. 

Das Inkrafttreten der übrigen Bestimmungen am 
1. März 1959 ist gewählt worden, um den vom Ge- 
setz Betroffenen genügend Zeit zur Anpassung zu 
gewähren und um Überschneidungen mit § 43 des 
Wasserhaushaltsgesetzes vom 27. Juli 1957 (BGBL I 
S. 1110) zu verhindern, das ebenfalls am 1. März 
1959 in Kraft tritt. 
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